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Abréviations

GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen
und -direktoren

NEK Nationale Ethikkommission im Bereich der Humanmedizin
SGG Schweizerische Gemeinnützige Gesellschaft
EKF Eidgenössische Kommission für Frauenfragen
SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband
SSV Schweizerischer Städteverband
SBK Schweizer Berufsverband der Pflegefachfrauen und Pflegefachmänner
EKS Evangelisch-reformierte Kirche Schweiz
CBCES Schweizer Bischofskonferenz, Kommission für Bioethik
iEH2 Institut für Ethik, Geschichte und Geisteswissenschaften, Medizinische

Fakultät, Universität Genf
MERH_UZH Kompetenzzentrum Medizin - Ethik - Recht Helvetiae
MIGUNIBE Zentrum für Gesundheitsrecht und Management im Gesundheitswesen
SPO SPO Patientenschutz
HLI Human Life International Schweiz
HGS Hippokratische Gesellschaft Schweiz
ÄPOL Ärzte und Pflegefachpersonen gegen Organspende am Lebensende

CDS Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé
CNE Commission nationale d'éthique
SSUP Société suisse d'utilité publique
CFQF Commission fédérale pour les questions féminines
UPS Union Patronale Suisse
UVS Union des Villes Suisses
ASI Association suisse des infirmiers et infirmières
EERS Église évangélique réformée de Suisse
CBCES Commission de bioéthique de la Conférence des évêques
iEH2 Institut Ethique Histoire Humanités, Faculté de médecine, Université de

Genève
MERH_UZH Centre de Compétence Médecine - Ethique - Droit Helvetiae
MIGUNIBE Centre pour le droit de la santé et la gestion des soins de santé
OSP OSP Organisation suisse des patients
HLI Human Life International Suisse
SHS Société Hippocratique Suisse
MIOF Médecins et Infirmières contre le Don d'Organes en Fin de Vie
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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Droit pénal

Infolge des Referendums der EDU und des Vereins «Recht auf Leben» fand am 17. Mai
1992 eine Volksabstimmung über das neue Sexualstrafrecht statt. Die wesentlichsten
Punkte der Revision waren die Entkriminalisierung sexueller Beziehungen zwischen
nahezu gleichaltrigen Kindern (bei Beibehaltung des Schutzalters 16), die Bestrafung der
Vergewaltigung in der Ehe, die vollständige Gleichbehandlung von hetero- und
homosexuellem Verhalten sowie die Differenzierung zwischen weicher und harter
Pornographie und analog zum Brutaloverbot die Bestrafung der letzteren (z.B. sexuelle
Darstellungen mit Beteiligung von Kindern oder Tieren). Für die breite Front der
Befürworter bedeutete die Revision primär eine fällige Anpassung der rund fünfzig
Jahre alten Bestimmungen an die gewandelten Verhaltensweisen und
Moralvorstellungen. Die Gegner, zu denen sich neben den beiden im
Referendumskomitee vertretenen Gruppierungen noch die Schweizer Demokraten und
die Auto-Partei gesellten, sahen in den neuen Bestimmungen einen Angriff auf die
guten Sitten, den christlichen Glauben und die in der Bibel festgelegten Prinzipien.

Die Stimmberechtigten hiessen die Revision mit 73.1% Ja-Stimmen gut. Abgelehnt
wurde die Vorlage einzig im Wallis, wo die CVP wie auch in Freiburg die Nein-Parole
ausgegeben hatte (das deutschsprachige Oberwallis nahm das Sexualstrafrecht mit 58%
Ja an). Die ebenfalls stark katholisch geprägten Kantone der Innerschweiz stimmten
hingegen deutlich zu. Die nach der Abstimmung durchgeführte Vox-Befragung ergab,
dass es sich für die Ja-Stimmenden vor allem um die Anpassung eines veralteten
Gesetzes an die heutigen Verhaltensweisen und Moralvorstellungen gehandelt hat,
während bei den Gegnern gerade der Widerstand gegen diesen Wandel im Vordergrund
stand. Die neuen Bestimmungen traten auf den 1.10.1992 in Kraft.

Sexualstrafrecht: Abstimmung vom 17. Mai 1992

Beteiligung: 39,2%
Ja: 1'255'604 (73,1%)
Nein: 461'723 (26,9%)

Parolen:
- Ja: FDP (1*), SP, CVP (2*), SVP (1*), GP, LP, LdU, EVP (1*), PdA; SGB, CNG, SGV.
- Nein: AP, SD, EDU.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 1

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 16.05.1992
HANS HIRTER

Droit privé

In der Vernehmlassung stiess die Wiedereinführung von Doppelnamen auf
grossmehrheitliche Zustimmung. Von 45 stellungnehmenden Akteuren sprachen sich 39
dafür aus – darunter 21 Kantone, die vier stellungnehmenden Parteien Die Mitte, FDP,
SP und SVP sowie einige Frauenorganisationen, religiöse Vereinigungen und
Fachorganisationen aus dem Zivilstandswesen. Mit dem Doppelnamen könne sowohl
dem Prinzip der Unveränderbarkeit des eigenen Namens als auch dem Bedürfnis nach
einem gemeinsamen Familiennamen als Ausdruck der Familienzusammengehörigkeit
Rechnung getragen werden, so der Tenor im Ergebnisbericht der Vernehmlassung. Die
fünf Kantone Glarus, Obwalden, Wallis, Zug und Zürich sowie die EKF lehnten die
Vorlage hingegen ab. Sie kritisierten, dass das Namensrecht, das mit der Abschaffung
der Doppelnamen 2013 möglichst einfach und transparent gestaltet worden sei, wieder
verkompliziert würde. Das geltende Recht habe sich bewährt und es bestehe kein
Handlungsbedarf. Die EKF monierte, die Wiedereinführung des Doppelnamens stärke
die Gleichstellung nicht – wie in den befürwortenden Stellungnahmen oft gelobt –,
sondern stärke im Gegenteil die Geschlechterstereotypen. Sie plädierte daher für die
vollständige Abschaffung der Familiennamen.
Sehr unterschiedliche Ansichten bestanden über die konkrete Umsetzung des
Vorhabens. Von den zwei Varianten, die im Vorentwurf zur Diskussion gestellt wurden,

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 17.01.2023
KARIN FRICK
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erhielt die «grosse Lösung», die grosse Flexibilität in der Namenswahl erlauben würde,
mehr Zuspruch als die «kleine Lösung», die einer Rückkehr zur Regelung vor 2013
entspräche. An beiden Vorschlägen wurde indes auch Kritik geübt, weil sie zu eng bzw.
zu offen gefasst seien. Die Hälfte der Vernehmlassungsteilnehmenden forderte
überdies, dass mit der Revision auch die Namensführung der Kinder angepasst werden
sollte, was im Vorentwurf nicht vorgesehen war. Es wurde argumentierte, dass zu
vermeiden sei, dass Kinder nicht gleich heissen wie ihre beiden Eltern; mit der
vorgeschlagenen «grossen Lösung» könnten nämlich beide Eltern einen Doppelnamen
tragen, die Kinder jedoch nicht.
Weiter wurden im Vorentwurf drei Varianten zur Debatte gestellt, wie künftig mit den
bisher nicht amtlichen, aber gewohnheitsrechtlich genutzten Allianznamen – bei denen
der Ledigname mit Bindestrich hinten angefügt wird – umgegangen werden soll. Hierbei
sprachen sich fast gleich viele Teilnehmende für die Beibehaltung des Status quo
(Allianzname kann im Ausweis eingetragen werden, ist aber nicht amtlicher Name) aus,
wie die Variante befürworteten, dass künftig nur noch der amtliche Name im Ausweis
geführt werden kann, wobei bestehende Allianznamen neu zum amtlichen Namen
gemacht werden könnten. Ein Mittelweg, der bestehende Allianznamen unberührt
lassen wollte, während unter dem neuen Recht Verheiratete nur noch den amtlichen
Namen im Ausweis führen könnten, fiel in der Vernehmlassung hingegen klar durch. 2

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Politique de la santé

Im Oktober 2020 wurde der Ergebnisbericht zur Vernehmlassung des indirekten
Gegenvorschlags zur Organspende-Initiative, welche vom 13. September bis zum 13.
Dezember 2019 gedauert hatte, veröffentlicht. Insgesamt hatten 81 Akteurinnen und
Akteure Stellung genommen, wobei sich mit 53 von ihnen ein Grossteil der
Vernehmlassungsteilnehmenden vollumfänglich oder grundsätzlich zustimmend zum
Gegenvorschlag aussprachen. Zu ihnen gehörten 21 Kantone, die beiden Parteien GLP
und GPS sowie dreissig Organisationen, darunter auch Swisstransplant, eine
Unterstützerin der Volksinitiative. Explizit abgelehnt wurde die Vorlage von 16
Vernehmlassungsteilnehmenden. Als Gründe für die ablehnende Haltung wurden die
Befürwortung der Volksinitiative (JU), des Erklärungsmodells (LU, CVP, EVP, CBCES, EKS,
MERH_UZH, NEK) oder der parlamentarischen Initiative Nantermod (fdp, VS; pa.Iv.
18.443; FDP), aber auch die zu enge Zustimmungslösung (ÄPOL) und der Wunsch nach
Beibehaltung der aktuell gültigen erweiterten Zustimmungslösung (HGS) aufgeführt.
Weitere Argumente gegen den indirekten Gegenvorschlag liessen sich auf ethische
Bedenken (SH, HLI, MIGUNIBE, SPO) oder auf die Forderung zurückführen, dass die
Vorlage Teil eines Gesamtprojekts zur Einwilligung in der Gesundheits- und
Humanforschung sein sollte (Privatim). Weder eine zustimmende noch eine ablehnende
Haltung nahmen aus diversen Gründen zehn Vernehmlassungsteilnehmende ein (BL, TG,
iEH2, SPS, BDP, SVP, GDK, insieme, SBK und SGG). Der SAV, santésuissse und der SSV
verzichteten auf eine Stellungnahme.

Positiv aufgenommen wurde von der Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmenden die
geplante Einbindung der Angehörigen. In diesem Zusammenhang kam denn auch
mehrfach die Forderung auf, dass eine Organentnahme nur zulässig sein soll, wenn die
Angehörigen erreicht werden können. Auch die gesetzliche Verankerung eines Registers
wurde grösstenteils befürwortet, wobei verschiedene Änderungsvorschläge eingingen.
Einer von ihnen bestand darin, dass neben der Dokumentation des Widerspruchs auch
eine Zustimmung festgehalten werden können sollte. Von verschiedenen Seiten wurde
zudem der Wunsch geäussert, dass der Stiftung Swisstransplant die Registerführung
zukommen soll, weil sie bereits über ein Register verfüge. Ferner wurde der Information
der Bevölkerung über das Widerspruchsmodell ein hoher Stellenwert beigemessen. 3

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 01.10.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

1) BBl, V, 1992, S. 458; Plädoyer 10/2 (1992), S. 11 ff.; Presse vom 18.5.92; Presse von Mitte April bis 16.5.92; Vox-Analyse der
eidgenössischen Abstimmung vom 17. Mai 1992, Zürich 1992
2) Ergebnisbericht Vernehmlassung
3) BBl, 2020, S. 9547 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung; TA, 16.12.19; AZ, 24.12.19
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